
Protestwelle
Berliner gegen Wohnungsnot und Ver-

drängung auf der Straße. Groß-
demonstration am Samstag 

Ausnahmezustand
Sächsischer Landkreis erlaubt Hitler-

kult-Festival von Neonazis.  
Antifaschisten protestieren

Einflussnahme
Investoren kaufen vermehrt deutsche 

Unternehmen. Verfassungs-
schutz schürt Panik vor China 

Meinungsfreiheit
Wegweisendes Urteil des BGH: 

TV-Sender dürfen auch illegal 
aufgenommene Bilder zeigen

Im vergangenen Jahr haben Job-
center wieder mehr Sanktionen 
gegen Hartz-IV-Bezieher ver-

hängt. Rund 953.000mal kürzten sie 
Betroffenen die Grundsicherung. Das 
waren fast 14.000 Strafen mehr als 
im Vorjahr, wie die Bundesagentur 
für Arbeit (BA) am Mittwoch mit-
teilte. Demnach waren ständig rund 
3,1 Prozent der 4,3 Millionen erwerbs-
fähigen Leistungsberechtigten, knapp 
140.000 Menschen, sanktioniert. BA-
Chef Detlef Scheele (SPD) betonte, 
bestraft werde somit nur ein »ganz ge-
ringer Teil«. »Die allermeisten halten 
sich an die gesetzlichen Spielregeln«, 
lobte er.

Was Scheele nicht sagt: Die Sank-
tionsquoten setzen lediglich die an 
einem Stichtag ermittelten Bestraften 
ins Verhältnis zur Gesamtzahl der 
Hartz-IV-Bezieher. Tatsächlich muss-
ten 2017 bundesweit rund 420.000 
Menschen teils mehrfach jeweils drei 
Monate mit gekürzter Grundsicherung 
leben. Das betraf etwa jeden zehnten 

Leistungsberechtigten zwischen 15 
und 65 Jahren. Auch wird das Mittel 
in den Bundesländern unterschied-
lich streng angewendet. Am härtes-
ten straften Berliner Jobcenter. In der 
Hauptstadt lag die Sanktionsquote im 
Dezember bei 5,3 Prozent, gefolgt von 
Sachsen (3,8 Prozent) sowie Thürin-
gen, Sachsen-Anhalt, Rheinland-Pfalz 
und Hamburg mit je 3,4 Prozent.

Nur jeder zehnte Sanktionierte hat-
te indes eine Maßnahme oder einen 
Job abgelehnt oder abgebrochen. In 
knapp 83.400 Fällen attestierten Job-
center einen Verstoß gegen die Ein-
gliederungsvereinbarung, beispiels-
weise, dass weniger Bewerbungen 
nachgewiesen wurden als verlangt. 
Mehr als drei Viertel aller Sanktio-
nen (733.800) verhängten Jobcenter 
hingegen wegen eines versäumten 
Termins. Dabei, gab Scheele zu be-
denken, böten Behörden sogar einen 
Erinnerungsservice per SMS an.

Die frühere Jobcenterangestellte 
Inge Hannemann (Die Linke) hielt 

dem entgegen: »Viele haben einfach 
Angst, überhaupt ein Jobcenter zu be-
treten«, sagte sie im Gespräch mit jW. 
Manche sträubten sich gegen »sinn-
lose Maßnahmen oder Stellen, die 
sie auch selbst im Internet nachsehen 
können«. Hilfe gebe es kaum. »Das 
alles schlägt bei den meisten auf die 
Psyche«, so Hannemann. Außerdem 
sei ein großer Teil der Leistungsbezie-
her gar nicht vermittelbar. »Sie sind 
zu alt, zu krank oder haben schwer-
wiegende Probleme«, weiß sie aus 
Erfahrung.

Indirekt räumt Scheele ein, dass 
Menschen wegen hoher Sanktionen 
auf der Straße landen. »Drohende 
Wohnungslosigkeit hilft uns nicht wei-
ter«, erklärte der BA-Chef. Vor allem 
unter 25jährige seien davon betroffen. 
Jeder Verstoß über ein Meldeversäum-
nis hinaus bedeutet für sie bereits den 
Wegfall des Regelsatzes für ein Vier-
teljahr. Bei einer zweiten »Pflichtver-
letzung« innerhalb eines Jahres wird 
auch noch der Betrag für die Miete 

gestrichen. Älteren Hartz-IV-Bezie-
hern kürzen Jobcenter ihre Bezüge 
zunächst um 30 und dann um 60 Pro-
zent, bevor sie die Zahlung komplett 
einstellen. Alleine im Dezember 2017 
waren rund 7.200 Bedürftige, knapp 
die Hälfte davon zwischen 15 und 24 
Jahren, vollständig sanktioniert. »Das 
bereitet uns Sorge, weil die strikten 
Sonderregelungen bei Jugendlichen 
zu besonders einschneidenden Kür-
zungen führen«, sagte Scheele.

Die Vorsitzende der Partei Die 
Linke, Katja Kipping, kritisierte das 
Sanktionsregime. Es sei ein »Angriff 
auf das Grundrecht auf Teilhabe« 
und zwinge Menschen in »mieseste 
Jobs«, betonte sie. Fast ein Drittel der 
Strafen betreffe zudem Familien und 
Alleinerziehende mit Kindern. Kip-
ping: »Während die Bundesregierung 
gegenüber Reichen und Konzernen 
stets nachsichtig ist, wird denen, die 
wenig haben, gar nichts gegönnt.«
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Strafcenter 
in Aktion

Trump twittert für den Krieg

WWW.JUNGEWELT.DE

Gedenken Tausender an 
Winnie Madikizela-Mandela

Johannesburg. Tausende Menschen 
haben bei einer Trauerfeier in So-
weto der Antiapartheidskämpferin 
Winnie Madikizela-Mandela ge-
dacht. Familienmitglieder, Politi-
ker, Aktivisten und Unterstützer 
feierten mit Reden und Gesang 
Madikizela-Mandela und ihren 
jahrzehntelangen Kampf gegen 
das Apartheidsystem in Südafrika. 
»Dein Mut angesichts des Todes, 
angesichts der Inhaftierung, hat 
unsere Augen geöffnet und Gene-
rationen von Freiheitskämpfern 
inspiriert«, sagte Vizepräsident 
David Mabuza am Mittwoch im 
Stadion von Soweto (South Wes-
tern Townships), einem Stadtteil 
Johannesburgs. Madikizela-Man-
dela hatte sich als erste schwarze 
Südafrikanerin zur Sozialarbeiterin 
ausbilden lassen und heiratete 
1958 den Anwalt Nelson Mandela, 
der später zum ersten schwarzen 
Präsidenten des Landes werden 
sollte. Das Staatsbegräbnis wird 
am Sonnabend stattfinden.�  (dpa/jW)

Verlängerung für Einsätze 
der Bundeswehr im Ausland
Meseberg. Deutschland soll sich nach 
dem Willen der Bundesregierung 
weiterhin an dem Antipirateneinsatz 
»Atalanta« vor der Küste Somalias 
sowie an der sogenannten Ausbil-
dungsmission in Mali, beide unter 
EU-Ägide, beteiligen. Das Kabinett 
beschloss am Mittwoch auf seiner 
Klausurtagung im brandenburgi-
schen Meseberg die Verlängerung 
beider Mandate bis Ende Mai 2019.

Die Personalobergrenze für 
das seit 2008 in Somalia befind-
liche Truppenkontingent bleibt 
bei 600 Soldaten. Die Zahl der in 
Mali tätigen deutschen Militärs 
soll dagegen um 50 auf 350 erhöht 
werden. Außerdem sollen Deutsche 
künftig auch als Berater und Aus-
bilder in den Sektorhauptquartieren 
der »G-5-Sahel-Eingreiftruppe«, 
voraussichtlich in Niger, Maureta-
nien und Tschad, tätig werden. Der 
Bundestag muss den neuen Manda-
ten noch zustimmen. � (AFP/jW)

Abgestempelt in Armut. Auf Erwerbslose wird in der BRD 
großer Druck ausgeübt
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Behörden sanktionieren weiter 
ungebremst. 2017 kürzten sie Hartz-IV-
Beziehern noch häufiger die Leistungen 
als im Vorjahr. Von Susan Bonath

US-Präsident fordert Russland auf, sich für Raketenangriff in Syrien vorzubereiten

US-Präsident Donald Trump 
hat einen Raketenangriff 
auf Syrien angekündigt. Auf 

dem Kurznachrichtendienst Twitter 
schrieb er am Mittwoch, Russland 
habe gedroht, angreifende Raketen 
abzuschießen. »Mach dich bereit, 
Russland, denn sie werden kommen, 
hübsch und neu und ›intelligent‹!« 
Trump gab Russland gleichzeitig 
eine Mitschuld für die Eskalation 
des Konfliktes. Moskau dürfe sich 
nicht mit einem »Tier« verbünden, 
das mit Gas töte, fügte er hinzu und 
meinte damit offensichtlich den syri-

schen Präsidenten Baschar Al-Assad.
Russlands Botschafter im Libanon, 

Alexander Sasypkin, hatte am Dienstag 
abend dem der Hisbollah nahe stehen-
den Fernsehsender Al-Manar erklärt, 
sollten die USA Syrien mit Raketen 
angreifen, dann würden diese Raketen 
abgeschossen. Und auch die Abschuss-
vorrichtungen würden ins Visier ge-
nommen.

Die Sprecherin des russischen 
Außenministeriums, Maria Sacharowa, 
antwortete auf Trumps Tweet, intelli-
gente Raketen sollten Terroristen tref-
fen und nicht rechtmäßige Regierungen. 

Der Einsatz »intelligenter Raketen« 
könne ein Versuch sein, Beweise für 
einen mutmaßlichen Angriff mit Che-
miewaffen am Wochenende in der syri-
schen Stadt Duma zu zerstören. »Ist es 
vielleicht Absicht, alle Spuren einer Pro-
vokation schnell zu zerstören?« schrieb 
Sacharowa. Die Organisation für ein 
Verbot von Chemiewaffen OPCW hatte 
erst am Dienstag angekündigt, in Kürze 
Experten für eine Untersuchung nach 
Duma zu schicken.

Das US-Verteidigungsministerium 
lehnt eine Stellungnahme zu künfti-
gen Militäraktionen ab. In einer Mit-

teilung erklärte das Pentagon, Fragen 
zu Trumps Twitter-Ankündigung eines 
Raketenangriffs auf Syrien sollten an 
das Weiße Haus gerichtet werden.

Der russische Außenpolitiker Kon-
stantin Kossatschow forderte, dass der 
UN-Sicherheitsrat sich mit den Dro-
hungen Trumps befassen müsse. Am 
Dienstag waren in dem Gremium gleich 
drei Syrien-Resolutionen gescheitert: 
Zwei Anträge Russlands wurden abge-
lehnt, während Moskau seinerseits eine 
US-Resolution mit seinem Veto verhin-
derte.� (Reuters/dpa/jW)
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Hindukusch
Vor 30 Jahren wurde in Genf der Ab-
zug der sowjetischen Truppen aus 
Afghanistan vereinbart. Der Krieg 
wurde nicht zuletzt aufgrund west-
licher Einmischung und finanzieller 
Unterstützung weitergeführt. Bis 
heute. Von Matin BarakiR
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